GEMEINDE

Baubew. Neubau WH     6. b)

D E R    G E M E I N D E R A T    D E R    G E M E I N D E

Eingesehen das Baugesetz vom 08. Februar 1996, abgeändert am 04. September 2003 (BauG);

Eingesehen die Bauverordnung vom 02. Oktober 1996, abgeändert am 07. April 2004 (BauV);

Eingesehen das Gesetz vom 23. Januar 1987 zur Ausführung des Bundes-

gesetzes über die Raumplanung vom 22. Juni 1979;

Eingesehen das Baureglement von      

V E R F Ü G T

_____________

in Sachen

Dossier-Nummer:

Gesuchsteller/-in:

Planverfasser/-in:

Vorhaben:
Neubau Wohnhaus

Grundeigentümer/-in:


Koordinaten:

Nutzungszone:


1. FORMELLES UND PROZEDUR
Das Baugesuch wurde der Gemeinde am                                       zugestellt. Form und 

Inhalt entsprechen den kommunalen Anforderungen; die kantonalen scheinen gewahrt.

Das Gesuch wurde durch Anschlag, durch Veröffentlichung in der Lokalpresse und im 

kantonalen Amtsblatt Nr.    vom                                       bekanntgegeben.

Innert der Auflagefrist, welche am endigte, sind keine  /  die folgenden

Einsprachen eingegangen.

2. SACHVERHALT
Das Bauvorhaben liegt in der Zone

Für Lage, Masse und Ausführung wird auf die hinterlegten Pläne verwiesen.

3. RECHTLICHES
Anwendbar ist das Baureglement von      

4. KOSTEN
Die Kosten sind gemäss Gebührentarif vom Gesuchsteller zu tragen:

4.1  
Kantonale Baubewilligungsgebühren

Die allenfalls anfallenden Kosten und Gebühren gemäss Staatsratsbeschluss vom 15. 

Januar 1997 sind vom Gesuchsteller zu tragen. Diese werden per Nachnahme gleichzeitig 

mit den kommunalen Baubewilligungsgebühren erhoben. 

4.2  
Kommunale Baubewilligungsgebühren

Die Kosten sind gemäss Gebührentarif vom Gesuchsteller zu tragen. Diese werden per 

Nachnahme erhoben.

4.3  
Anschlussgebühren für Trink-, Bau- und Abwasser

Später eingefordert werden die Anschlussgebühren für Trinkwasser, Bauwasser und 

Abwasser.

5. VERFÜGUNG
Das Baugesuch wird von der Gemeinde mit folgenden Auflagen genehmigt:

5.1
Einhaltung Baureglement
Der Gesuchsteller wird verpflichtet, das kommunale Baureglement einzuhalten.

5.2
Gültigkeit der Baubewilligung
Die Bewilligung ist 3 Jahre gültig. Nach Ablauf dieser Frist ist ein neues Gesuch zu 

stellen. 

5.3
"Merkblatt zur Baubewilligung"
Der Gesuchsteller wird zudem auf das beigelegte allgemeine "Merkblatt zur Baubewilli-

gung" aufmerksam gemacht.

5.4
Rechte Dritter

Die Rechte Dritter bleiben ausdrücklich vorbehalten.
5.5
Ausführung der Arbeiten gemäss genehmigten Plänen / Abänderungen / Auflagen


Die Ausführung der Arbeiten hat gemäss den genehmigten Plänen zu erfolgen, d.h. unter Einhaltung der allenfalls nachfolgend verfügten Abänderungen bzw. Auflagen.


Für allfällige Abänderungen während der fortschreitenden Planungsphase und auch während der Bauzeit ist vorgängig bei der Gemeinde ein entsprechendes schriftliches Abänderungsgesuch inkl. den diesbezüglichen Planunterlagen zu hinterlegen.

5.6
Verhütung von Unfällen / Vorsichtsmassnahmen

Der Gesuchsteller wird ersucht, sämtliche erforderlichen Vorkehren auf geneigten 

Dächern gegen Absturz von Personen und Materialien zu treffen. Verwiesen wird auf 

die kantonale Verordnung vom 17. November 1967 über die Verhütung von Unfällen bei 

Arbeiten an und auf Dächern.

5.7 
Gewässerschutzmassnahmen während der Ausführung der Bauten

Der Gesuchsteller wird ausdrücklich auf die Einhaltung der Gewässerschutzmassnahmen hingewiesen. Namentlich wird dabei auf das ebenfalls dieser Baubewilligung beigelegte Merkblatt vom April 1995 hingewiesen.

5.8
Zufahrtsrecht

Es wird Akt genommen, dass gemäss dem Grundbuchauszug das Zufahrtsrecht von 

3.00 m Breite zu Gunsten der Bauparzelle Nr.       zu Lasten der Parzellen Nr.     und 

Nr.     eingetragen ist. Dienstbarkeitsvertrag Nr. xxx-xxxx.

5.9
Ausnützungsziffer

Die anrechenbare Bruttogeschossfläche beträgt              m2, was bei einer anrechenbaren

Landfläche von            m2 eine Ausnützungsziffer von              gibt. 

Die für diese Zone (Wohnzone        ) vorgesehene maximale Ausnützungsziffer 

von           ist somit eingehalten.

5.10
Parkierung
Das Bauvorhaben benötigt         Parkplätze.

Es wird Akt genommen, dass in der Einstellgarage                 Parkplätze und im Freien    

          benutzbare Parkplätze vorgesehen sind. Diese Parkplätze sind zu erstellen und zu unterhalten.

Für allfällige Nutzungsänderungen entgegen den Angaben auf den bewilligten Plänen ist vorgängig ein entsprechendes abgeändertes Baugesuch zu stellen.

5.11
Aushubmaterial

a) Deponierung auf Bauparzelle

Das Aushubmaterial ist nach Möglichkeit auf der Bauparzelle zu deponieren.

Ab Beginn der Aushubarbeiten sind Staubimmissionen durch Sicherstellung einer Berieselungsanlage zu verhindern.

Nach Beendigung des Aushubs ist das Material anzusäen, was ebenfalls der Verhinderung von Staubimmissionen dienen wird.

Wässerwasserleitungen und sonstige Wasserläufe dürfen nur mit Zustimmung der Gemeinde und der betroffenen Geteilschaften bzw. Eigentümer verändert, überdeckt oder umgeleitet werden.

Der bisherige ungehinderte Ablauf vom Oberflächenwasser darf durch Aufschüttungen und Bauten nicht behindert werden bzw. ist durch geeignete Massnahmen auch weiterhin sicherzustellen.

b) Abtransport nur nach vorgängiger Absprache mit der Gemeinde

Falls das Aushubmaterial aus welchen Gründen auch immer abtransportiert werden soll, ist hierfür rechtzeitig vorgängig ein schriftliches Gesuch mit den entsprechenden Standortangaben usw. an die Gemeinde zu richten. Entsprechende Auflagen der Gemeinde bleiben daher vorbehalten.

5.12
Höhenlage der Gebäude / Gebäudehöhen
Grundsätzlich sind die Bestimmungen von Art. .. , Baureglement ..., massgebend und einzuhalten.

5.13
Bedachungsmaterial - Absprache Material- und Farbwahl

Als Bedachungsmaterial sind unifarbene schwarze, dunkelbraune oder dunkelrote Natur-, Kunstschieferplatten oder Ziegel zu verwenden. 

Die Farbwahl ist rechtzeitig vorgängig mit der Gemeinde abzusprechen.

5.14
Fassade - Absprache Farbwahl

Die Farbwahl der Fassade ist rechtzeitig vorgängig mit der Gemeinde abzusprechen.

5.15
Abgeltung Zivilschutzplätze vor Beginn der Bauarbeiten

Die erforderlichen Zivilschutzräume können gemäss der separaten kantonaler Verfügung abgegolten werden.

Die Abgeltung ist vor Beginn der Bauarbeiten in die Gemeindekasse zu bezahlen.

Oder

5.15
Vollständige Erstellung Zivilschutzraum vor Bezugsnahme der Neubaute

Der Zivilschutzraum ist gemäss der kantonalen Bewilligung zu erstellen.

Die vollständige Erstellung und entsprechende Abnahme durch die Gemeinde hat vor Bezugsnahme zu erfolgen.

5.16
Feuerpolizeiliche Bedingungen

Die Bedingungen des Brandschutzberichtes, der dieser Bewilligung beigelegt wird, bilden integrierenden Bestandteil der Baubewilligung. Sämtliche daselbst aufgelisteten Auflagen sind vor Bezugsnahme vollständig zu erfüllen.

5.17
Oeltankanlage

Die Oeltankanlage ist gemäss der kantonalen und eidgenössischen Umweltschutzgesetz-gebung zu erstellen. Verwiesen wird zudem auf die separate Oeltankbewilligung, deren Auflagen integrierenden Bestandteil dieser Baubewilligung bilden.

5.18
Trinkwasser, Oberflächenwasser und Schmutzwasser

Für das Oberflächenwasser (Dach, Vorplatz usw.) und das Schmutzwasser sind je getrennte Leitungen zu erstellen. Im Zuge der entsprechenden Bauarbeiten ist der Gemeinde-Werkhof zu informieren, damit die Leitungen abgenommen werden können. 

Die einmaligen Anschlussgebühren für Trinkwasser sind pro m3/SIA bzw. für Schmutzwasser laut Katasterwert gemäss dem homologierten Gebührentarif zu bezahlen.

Im übrigen wird auf die separate Anschlussbewilligung verwiesen.

5.19
Wässerwasserleitungen und sonstige Wasserläufe

Wässerwasserleitungen und sonstige Wasserläufe dürfen nur mit Zustimmung der Gemeinde, den betroffenen Geteilschaften bzw. den betroffenen Grundeigentümern verändert, überdeckt oder umgeleitet werden. Die bisherige ungehinderte Bewässerung bzw. der bisherige ungehinderte Ablauf vom Oberflächenwasser darf durch Aufschüttungen und Bauten nicht behindert werden bzw. hat die Bauherrschaft in Absprache mit den Betroffenen dafür zu sorgen, dass die Bewässerung und der Ablauf des Oberflächenwassers durch geeignete Massnahmen auch weiterhin sichergestellt ist. Die Ableitung bzw. Umleitung ist fachgerecht vorzunehmen.

Allfällige Erschwernisse für den Betrieb und Unterhalt der Wässerwasserführung infolge baulicher Massnahmen (wie Umleitungen, Umleitungsschächte, Verrohrungen, Überdeckungen) gehen voll zu Lasten des Gesuchstellers.

5.20
Schnurgerüst, Niveaukontrolle und Schlussabnahme

Der Gesuchsteller ist verpflichtet, die Gemeinde, Tel.     rechtzeitig in Kenntnis zu setzen, wenn die Kontrolle des Schnurgerüstes, der Niveaukontrolle und der Schlussabnahme fällig ist. Bezüglich den fälligen Kontrollen für die Zivilschutzplätze bzw. den Trinkwasser- und Abwasseranschluss wird auf die separaten Verfügungen verwiesen.

5.21
Ausführung der Bauarbeiten

Der Gesuchsteller wird dabei ausdrücklich auf die Einhaltung der Auflagen von Art.      

(Baustellen, Bauarbeiten) und auf Art.      (Immissionen) hingewiesen.

5.22
MINERGIE-Technik

Der Bauherrschaft wird empfohlen, bei der weiteren Detailplanung die MINERGIE-Technik entsprechend zu berücksichtigen. Verwiesen wird auf das Energiegesetz vom 15. Januar 2004.

5.23
Lärmschutzmassnahmen Mehrfamilien-Häuser

Generell hat der Schallschutz bei den Aussenbauteilen (Fenster, Aussenwände) und Trennbauteilen lärmempfindlicher Räume (Türen, Innenwände) sowie Treppen und haustechnischen Anlagen (Aufzüge, Lüftungsanlagen) den anerkannten Regeln der Baukunde (insbesondere den Mindestanforderungen der SIA-Norm 181) zu entsprechen.

Die Immissionsgrenzwerte (IGW) der Empfindlichkeitsstufe I. II. III. IV. sind einzuhalten.

5.24
Kehrichtsammelstelle - Kompostieranlage

In Absprache mit dem Abfallberater ist nach einer geeigneten Lösung zu suchen. Verwiesen wird auch auf das beiliegende Merkblatt "Kompost-Info 4".

5.25
Behindertengerechtes Bauen

Der Gesuchsteller wird hiermit auf das Gesetz vom 31. Januar 1991 über die Eingliederung behinderter Menschen und auf das Dekret vom 24. Juni 1992 betreffend die Anwendung dieses vorgenannten Gesetzes hingewiesen und ersucht, den Empfehlungen entsprechende Aufmerksamkeit zu schenken.

5.26
Kosten

Der Gesuchsteller bezahlt die Kosten.




6. RECHTSMITTELBELEHRUNG
Dieser Bauentscheid kann innert 30 Tagen nach Erhalt mit schriftlicher und begründeter Beschwerde beim Staatsrat angefochten werden.

Die Baubeschwerde hat keine aufschiebende Wirkung; diese kann jedoch von Amtes wegen oder auf Gesuch hin angeordnet werden. Das Gesuch um aufschiebende Wirkung ist innert der Frist von zehn Tagen zu stellen. Bis zur rechtskräftigen Erledigung des Gesuches betreffend die aufschiebende Wirkung darf mit den Bauarbeiten nicht begonnen werden.

Verwiesen wird auf Art. 46 des kantonalen Baugesetzes vom 08. Februar 1996 bzw. abgeändert am 04. September 2003.

So beschlossen vom Gemeinderat von                                      an seiner Sitzung 

vom                                                   .

Der Baupräsident 
Der Gemeindepräsident

Der Schreiber

Geht eingeschrieben an

Gesuchsteller /-in

Doppel geht an

Planverfasser /-in

Kantonale Baukommission

Ort, Datum
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